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Aus dem Bundestag 

 

 

 

Parlamentarischer Geschäftsführer… 

Jede Fraktion hat Parlamentarische Geschäftsführer, die für sie die parlamentarischen und 

fraktionsinternen Alltagsgeschäfte führen. Sie arbeiten dabei in enger Abstimmung mit dem 

Fraktionsvorsitzenden, bereiten die Plenarsitzungen vor, planen im Kontakt zu den anderen Fraktionen 

und im Ältestenrat die Tagesordnungen, halten die Abgeordneten ihrer Fraktionen für wichtige 

Abstimmungen zusammen und sorgen für deren Geschlossenheit. Innerhalb der Fraktion koordinieren sie 

die Gremien und wirken bei der Besetzung der Fraktions- und Parlamentsausschüsse mit. Eine wichtige 

Rolle spielen sie auch als Mittler ihrer Fraktion zur Bundesregierung und zum Bundesrat, zu ihrer Partei 

und zu Verbänden.  

 

Europa ist handlungsfähig –  

gutes Ergebnis für Deutschland 

Die europäischen Staats- und Regierungschefs 

haben sich im Rahmen des Sondergipfels am 7./8. 

Februar 2013 auf einen Entwurf für den 

mehrjährigen Finanzrahmen der Europäischen 

Union (EU) geeinigt. Damit ist das Fundament 

gelegt für die Beratungen darüber, welche Mittel der 

EU in den Jahren 2014 bis 2020 zur Verfügung 

stehen sollen. Die gewachsene wirtschaftliche Kraft 

Deutschlands führt auf der einen Seite zu einer 

moderaten Erhöhung der deutschen Netto-

zahlungen und zu einer Reduzierung der 

Rückflüsse. Auf der anderen Seite steht allerdings 

die wichtige Botschaft, dass erstmals eine Kürzung 

der Ausgabenobergrenzen im Vergleich zum 

aktuellen Finanzrahmen vereinbart worden ist. 

Wenn die Mitgliedstaaten konsolidieren müssen, 

können die Ausgaben der EU nicht in den Himmel 

wachsen. Im Einzelnen: Die Agrarförderung wird 

schrittweise zurückgefahren und stärker auf 

Nachhaltigkeitskriterien ausgerichtet. Die Regional-

förderung wird ebenfalls abgesenkt und auf die 

bedürftigsten Regionen konzentriert. Für 

Deutschland hat unsere Bundeskanzlerin einen 

wichtigen Erfolg erreicht: Regionen in den neuen 

Ländern, die künftig aus der Förderung 

herausfallen, erhalten durch Maßnahmen-

kombinationen 64 Prozent der bisher zur Verfügung 

stehenden Beträge. Erheblich mehr investiert wird 

in die Zukunftsbereiche Bildung, Forschung und 

Innovation. Die Ausgaben für Infrastruktur und 

Verkehr wurden verdoppelt. Zur Bekämpfung der 

Jugendarbeitslosigkeit sollen sechs Milliarden Euro 

zur Verfügung gestellt werden. All das sind richtige 

Signale. Für das Inkrafttreten des neuen 

Finanzrahmens ist die Zustimmung des Euro-

päischen Parlaments erforderlich. In den nun 

anstehenden Verhandlungen werden Themen wie 

die Flexibilisierung des Mitteleinsatzes oder aber 
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die Möglichkeit, das Haushaltsvolumen bei positiver 

Wirtschaftsentwicklung nachträglich zu erhöhen, 

sicher eine Rolle spielen. 

Aus- und Weiterbildung in der Altenpflege 

Die Altenpflege gehört zu den Berufszweigen mit 

dem größten Mangel an Fachkräften: Derzeit 

bewerben sich auf 100 offene Stellen nur noch 35 

Altenpflegerinnen und Altenpfleger. Fachkräfte 

werden dringend gebraucht. Am Donnerstag 

dieser Sitzungswoche verabschiedete der Bun-

destag daher mit den Stimmen aller Fraktionen ein 

Gesetz zur Stärkung der Aus- und Weiterbildung 

in der Altenpflege. Mit dem Gesetz wird die 

Qualifizierung von Fachkräften auf zweierlei 

Weise gefördert: Zum einen werden im Rahmen 

von beruflichen Weiterbildungen die bereits 

bestehenden Möglichkeiten zur Ausbildungs-

verkürzung ausgebaut. Wer Vorkenntnisse im 

Pflegebereich mitbringt, kann die Ausbildung von 

drei auf zwei Jahre verkürzen. Die hohen 

Qualitätsanforderungen an die Ausbildung bleiben 

dabei sehr wohl gewahrt. Zum anderen können 

sich lebens- und berufserfahrene Menschen 

umschulen lassen. Wenn die Umschulung 

zwischen Anfang April 2013 und Ende März 2016 

beginnt, finanziert die Bundesagentur für Arbeit 

sie wieder vollständig. Neben den Weiter-

bildungskosten trägt die Bundesagentur auch das 

Arbeitslosengeld beziehungsweise die Leistungen 

zur Sicherung des Lebensunterhalts im Bereich 

der Grundsicherung. Mit dem Gesetz setzt die 

christlich-liberale Koalition zwei Maßnahmen der 

„Ausbildungs- und Qualifizierungsoffensive Alten-

pflege“ um. Um deutlich zu machen, dass die 

Altenpflege ein stark wachsender Dienstleistungs-

sektor mit hervorragenden beruflichen 

Perspektiven ist, hatten sich rund 30 Partner aus 

Bund, Ländern und Verbänden zusammenge-

funden und die Initiative auf den Weg gebracht. 

Mit ihr sollen die Aus 



 

Nachrichten 

 

oEinige interessante Daten und Fakten... 

Beschäftigung steigt – Zahl der Minijobber sinkt 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Für den Euro, für Europa 

 

 

Die Staatsschuldenkrise hält Europa seit nunmehr fast drei Jahren in Atem. Auch wenn die Krise nicht 

ganz überwunden ist – erste Erfolge bei der Stabilisierung des Euros sind zu verzeichnen. Die 

Haushaltsdefizite in Griechenland, Irland und Portugal gehen zurück, die Lohnstückkosten sinken. Mit 

der Schuldenbremse gibt es strengere Vorgaben und Überwachungsmechanismen für die nationalen 

Haushalte; die Finanzmärkte werden schärfer reguliert. Der neue Flyer der CDU/CSU-

Bundestagsfraktion „Für den Euro, für Europa“ stellt die Maßnahmen zur Stabilisierung der Euro-Zone 

vor. Darin wird erklärt, wie die Rettungsschirme funktionieren, wie hoch der deutsche Haftungsanteil 

ist, mit welchem Gesamtkonzept man die Krise bekämpfen will, warum der Euro so wichtig ist für 

Deutschland, und wie es weiter geht in Europa. Für die Unionsfraktion steht fest: Bei allen 

Neuerungen und Reformen dürfen Haftung und Kontrolle niemals auseinanderfallen. Eine bloße 

Vergemeinschaftung von Schulden würde den Reformwillen in Europa schwächen. Die europäische 

Integration wollen wir fortsetzen. Dabei sind die nationalen Volksvertretungen und das Europäische 

Parlament an allen weiteren Reformen zu beteiligen. Europa muss noch demokratischer werden. 

Der Flyer steht ab sofort unter: www.cducsu.de/publikationen zum Download bereit 

 

 Arbeitsmarkt entwickelt sich positiv 

Arbeit ist der Schlüssel zu einem gesicherten 

Leben. Wer keine Arbeit hat, dem gehen 

Perspektiven verloren. Auch die Gemeinschaft 

verliert mit jedem Arbeitslosen. Von Anfang an 

war es daher Ziel der christlich-liberalen Koalition, 

den Arbeitsmarkt weiter zu stabilisieren und die 

Arbeitslosigkeit abzubauen. Rot-Grün hat einst 

rund fünf Millionen Arbeitslose hinterlassen. 

Heute ist Deutschland nicht nur die 

wettbewerbsfähigste Volkswirtschaft Europas, es 

ist auch das einzige Land in der Europäischen 

Union, das heute deutlich weniger Arbeitslose hat 

als vor dem Krisenjahr 2009. Im Jahresschnitt 

2012 waren weniger als drei Millionen Menschen 

arbeitslos. Das ist immer noch zu viel. Erfreulich 

ist, dass auch in diesem Jahr neue Arbeitsplätze 

entstehen werden. Der Industrie- und 

Handelskammertag rechnete jüngst mit der 

Schaffung von 150.000 neuen Stellen. Allein in 

den Bereichen Gesundheit, Gastgewerbe und 

Tourismus sollen der Prognose zufolge 65.000 

neue Jobs entstehen. IT-Unternehmen, 

Versicherungen und Beratungen wollten 55.000 

zusätzliche Mitarbeiter beschäftigen.  Das 

deutsche Jobwunder, wie es im Ausland gesehen 

wird, bleibt damit weiter bestehen. Besonders 

erfreulich ist auch, dass die 

Jugendarbeitslosigkeit so niedrig ist.  

 

In dieser Sitzungswoche diskutierte die AG 

Kommunalpolitik das Thema: Demografiepolitik 

als Querschnittsaufgabe. Hierzu referierte Dr. 

Günter Krings MdB, Stellvertretender 

Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion.  

 

Besuchen Sie meine neue Internetpräsenz  

www.goetzpeter.de 

 

http://www.cducsu.de/publikationen
http://www.goetzpeter.de/


 
 

Einige interessante Daten und Fakten…8 

Soziale Gerechtigkeit ist vor allem Chancengerechtigkeit 

 

Dies ist das zentrale Ergebnis einer Untersuchung, die das Institut für Demoskopie Allensbach (IfD 

Allensbach) im Auftrag der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM) durchgeführt hat. 70% der 

Befragten empfinden eine wachsende Gerechtigkeitslücke. Um diese zu schließen, halten es 90% für 

ausschlaggebend, allen Kindern gleiche Bildungschancen zu geben. Dazu gehört neben einer besseren 

frühkindlichen Förderung (56%) auch eine stärkere Vereinbarkeit von Familie und Beruf (71%). Aspekte 

der Einkommensspreizung und Vermögensverteilung treten in den Hintergrund zugunsten von Familien-

förderung, Kinderbetreuung, Schulpolitik, Ausbildungsförderung und Hochschulpolitik: Nur für 21% der 

Befragten hat Verteilungsgerechtigkeit Vorrang, wohingegen fast dreimal so vielen (57%) 

Chancengerechtigkeit am wichtigsten ist. 

 

(Quelle: Studie „Was ist gerecht?“ des Instituts für Demoskopie Allensbach)  

 

Reallöhne steigen 2012 zum dritten Mal in Folge 

 

Die preisbereinigten Bruttomonatsverdienste in Deutschland sind im vergangenen Jahr durchschnittlich 

um 0,6% gestiegen. Nach einem Anstieg um 1,0% im Jahr 2011 und um 1,5% im Jahr 2010 ist dies somit 

der dritte Anstieg in Folge. Im Einzelnen: Die Nominallöhne lagen im Jahr 2012 um 2,6% über ihrem 

Vorjahreswert. Im selben Zeitraum erhöhten sich die Verbraucherpreise um 2,0%. Dabei zeigte sich auch, 

dass die Reallöhne innerhalb des Jahres 2012 von Quartal zu Quartal stetig anstiegen. War im ersten 

Quartal 2012 der Anstieg der Nominallöhne und der Reallöhne nahezu identisch, sodass die Reallöhne 

unverändert blieben, stiegen die Nominallöhne in den Folgequartalen jeweils stärker als die 

Verbraucherpreise. Dadurch beschleunigte sich folglich das Wachstum der Reallöhne - im vierten Quartal 

2012 betrug es 1,2%. 

 

(Quelle: Statistisches Bundesamt) 

 

Neue Rekordwerte bei Ein- und Ausfuhren 

Sowohl bei den Einfuhren als auch bei Ausfuhren verzeichnete Deutschland im vergangenen Jahr 

Rekordwerte. Insgesamt wurden Waren im Wert von 1.097,4 Milliarden Euro ausgeführt und Waren im 

Wert von 909,2 Milliarden Euro eingeführt. Damit lagen die deutschen Ausfuhren im Jahr 2012 um 3,4% 

und die Einfuhren um 0,7% höher als im bisherigen Rekordjahr 2011. Während der Überschuss im Jahr 

2011 noch 158,7 Milliarden Euro betragen hatte, wurde im Jahr 2012 ein Überschuss von 188,1 Milliarden 

Euro verbucht. Nach vorläufigen Berechnungen der Deutschen Bundesbank schloss die Leistungsbilanz 

im Jahr 2012 zusammen mit den Salden für Dienstleistungen (-6,7 Milliarden Euro), Erwerbs- und 

Vermögenseinkommen (+51,8 Milliarden Euro), laufende Übertragungen (-37,1 Milliarden Euro) sowie 

Ergänzungen zum Außenhandel (-29,2 Milliarden Euro) mit einem Überschuss von 166,9 Milliarden Euro 

ab. Im Jahr 2011 hatte die Leistungsbilanz noch einen Saldo von 147,2 Milliarden Euro ausgewiesen. 

 

(Quelle: Statistisches Bundesamt) 

 


